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Vorlage: AF/0048/2018 Datum: 08.05.2018 

 

Verfasser: 03-Ratsfraktion Bündnis 90/Die Grünen Az.:  

Betreff: 

Inklusion in Koblenz 

Gremienweg: 

24.05.2018 Stadtrat  einstimmig  mehrheitl.  ohne BE 

 abgelehnt  Kenntnis  abgesetzt 

 verwiesen  vertagt  geändert 

TOP  öffentlich  Enthaltungen  Gegenstimmen 

 

Anfrage: 

Das Gesetz zur Stärkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderun-

gen, kurz Bundesteilhabegesetz (BTHG), ist ein in der ersten von vier Reformstufen in Kraft ge-

tretenes Bundesgesetz, mit dem der Gesetzgeber sich das Ziel gesetzt hatte, auch im Hinblick auf 

die UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) eine zeitgemäße Gestaltung mit besserer Nut-

zer*innenorientierung und Zugänglichkeit sowie eine höherer Effizienz der deutschen Eingliede-

rungshilfe zu erreichen. Kritiker des Gesetzes bemängelten dagegen, dass der leistungsberechtigte 

Personenkreis eingeschränkt werden soll, die Bevormundung durch Behörden steige, ein Sparzwang 

entstehe und sich der geplante Bürokratieabbau durch die Ausgestaltung des Gesetzes nicht realisie-

ren lasse. Für die Umsetzung der Maßnahmen sind in vielen Bereichen die Kommunen zuständig.  

 

Deswegen fragen wir die Verwaltung: 

 

1. Wie bereitet sich die Verwaltung auf die Einführung des Teilhabegesetzes vor? 

2. Wie wird in der Praxis die Assistenz für Menschen mit Behinderungen beantragt und welche Kri-

terien müssen für eine Genehmigung erfüllt sein? 

3. Wie hat sich der Bedarf an Assistenzen von 2014 bis 2017 verändert (bitte nach Jahren aufge-

schlüsselt) 

4. Wie hoch ist die Anzahl an Assistenzen in anderen kreisfreien Städten in Rheinland-Pfalz im 

Vergleich zu Koblenz. (Aufgeschlüsselt nach Städten) 
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